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Die Regelungen des BGB AT bilden die absolute Grundlage für die Erlernung und Be-

herrschung des gesamten Zivilrechts. Sie betreffen u.a. die Nichtigkeit von Willens-

erklärungen insbesondere aufgrund der Anfechtung oder aufgrund Formmängeln. Im 

engen Zusammenhangt dazu stehen die AGB-Regelungen (§§ 305 ff. BGB).

Dieses Skript stellt diese Inhalte und weitere Regelungsbereiche so dar, wie Sie sie 

in Ihrer Examensklausur brauchen. Es vermittelt Ihnen die vielfältigen Vernetzungen 

und Strahlwirkungen des BGB AT in das gesamte Zivilrecht, weit über dem für eine 

Semesterabschlussklausur ausreichenden Grundwissen. In die Neuauflage wurden die 

am 01.01.2023 in Kraft getretenen Änderungen im Vormundschafts- und Betreuungs-

recht sowie zahlreiche neue Gerichtsentscheidungen, insbesondere zu den Formvor-

schriften, zum AGB-Recht und zur Verjährung, eingearbeitet.

Als Lernbuch, das auf Studierende zugeschnitten ist, enthält das Skript neben dem 

erforderlichen Fachwissen:

 14 Fälle auf Klausurniveau für die optimale Verknüpfung von Fachwissen und Fall-

lösung

 Übersichten, die Sie bei der Erfassung des Stoffes unterstützen und eine schnelle 

Wiederholung erleichtern

 Aufbauschemata, die es Ihnen ermöglichen, die grundlegenden Elemente vom dar-

gestellten Fall zu lösen und auf Ihre Examensklausur zu übertragen

 Strukturübersichten, die Ihnen die Einordnung der behandelten Probleme in das 

Gesamtsystem erleichtern

Sie erhalten die Karteikarten BGB AT zu 

einem vergünstigten Preis, wenn Sie sie 

zusammen mit diesem Skript erwerben.

Erhältlich bei jedem teilnehmenden Buchhändler.

Im Paket 
günstiger!
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 Überschreitung nur der
Befugnis im Innen ver -
hältnis* (rechtl. Dürfen)

 Vertragspartner kennt
dies oder hätte dies
ohne Weiteres erkennen
können (Evidenz)

 str., ob Vertreter von
Überschreitung Kennt -
 nis haben muss
– Lit. m.M. (+)
– h.L. (–)
– BGH: nur bei handels-

rechtlicher Vollmacht

Missbrauch der 
Ver tretungsmacht

Kollusion, § 138§ 181

Stellvertretung (11) – Beschränkung der Vertretungsmacht

Wortlaut § 181
 Insichgeschäft
 Mehrfachver tre tung

analog
 wenn Vertreter Un ter -

vertreter bestellt und
mit diesem das Rechts -
geschäft vornimmt

 wenn der Vertreter nach
dem materiellen Inhalt
der WE auf beiden
Seiten des Rechts -
geschäftes mitwirkt

. Geschäftsführer einer
GmbH erklärt für die
GmbH die Auf gabe
einer Hypo thek
(§§ 873, 875), die der
GmbH am Grund stück
des Geschäfts führers
zusteht.

Das Rechtsgeschäft ist
nichtig, wenn Ver tre ter
und Ver trags part ner ein -
verständlich zum Zwecke
der Schä di gung des Ver -
tre te nen zu sam men -
wirken.

Zulässig wenn:
 in Erfüllung der Ver bind -

lichkeit, § 181
 Gestattung, § 181
  Rechtsgeschäft für den

Vertretenen lediglich
rechtlich vorteilhaft

Wenn unzulässig:
 Vertreter handelt ohne

Vertretungs macht, 
§§ 177 ff.,  34

* Wird auch die Vertre tungs -
macht im Außen verhält -
nis (rechtliches Können)
überschrit ten, dann finden
§§ 177 ff. direkte Anwen -
dung,  34.

 Rechtsfolge: Vertreter kann sich gem. § 242 nicht auf
Vertre tungs    macht berufen (a.A. §§ 177 ff. analog,
schwe bende Unwirk samkeit). Bei Mitverschulden des
Ver tre tenen (unzureichende Kontrolle des Vertreters)
kürzt die h.M. die Erfüllungsansprüche (Rechtsgedanke
§ 254).

 Komprimierte Darstellung des examensrelevanten Stoffs

  Übersichten, Schaubilder und Schemata ermöglichen das schnelle 

Erfassen, Verstehen und Wiederholen des Rechtsgebiets

Weitere Musterkarten online: www.alpmann-schmidt.de

BGB
Nichtigkeit (§§ 104, 125, 134, 138, 139, 142)

Erläutern Sie den Begriff  „bewirkt“ aus § 110.

Ein Bewirken der vertragsmäßigen Leistung 
i.S.d. § 110 erfordert (wie in § 362 bei der 
Erfü llung), dass der Minderjährige die 
gesamte Leistung mit den ü berlassenen 
Mitteln tatsächlich erbracht hat. Es ist 
daher hinter „bewirkt“ sinngemäß ein „hat“ 
zu ergänzen. Teilweise Erfü llung genü gt 
grundsätzlich nicht.

Bayreuth

Regensburg

Examenskurse
für das 1. ExamenE1

Überzeugen Sie sich selbst 

Wir heißen Sie 

als Probehörer willkommen!

Examensvorbereitung
ist Vertrauenssache

– uns vertraut man seit 1956

Weitere Informationen unter

www.alpmann-schmidt.de
oder in unseren Zweigstellen vor Ort!
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Die eCards passend zu diesem Skript fi nden Sie hier: 

www.repetico.de/alpmann-schmidt

  Überall lernen, im Browser oder in der App, auch offl ine

  Frage-Antwort-Modus (Freitext und Multiple-Choice)

 Vorhandene eCards ergänzen und eigene hinzufügen

  Wissenschaftlich erprobtes Wiedervorlagesystem

powered by

Passend zu jedem S-Skript!

eCards
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ist nicht gestattet (§§ 53, 54 UrhG) und strafbar (§ 106 UrhG).

Im Fall der Zuwiderhandlung wird Strafantrag gestellt.

Unterstützen Sie uns bei der Weiterentwicklung unserer Produkte. 
Wir freuen uns über Anregungen, Wünsche, Lob oder Kritik an: 

feedback@alpmann-schmidt.de

Folgen Sie uns auf unseren Social-Media-Kanälen!
Tipps, Neuigkeiten und viele weitere Informationen rund um 

Ihre Prüfungs- und Examensvorbereitung erwarten Sie!

Follow us on 
Instagram
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YouTube
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Fehlende Geschäftsfähigkeit 1. Abschnitt
Daher geht beispielsweise ein Brief dem gesetzlichen Vertreter nicht zu, wenn er bei der Abgabe der
Erklärung noch gar nicht zum Vertreter bestellt war und dementsprechend nicht als Adressat benannt
ist, selbst wenn er später den Brief in den Händen hält.20 

III. Volljährige Geschäftsunfähige, § 105 a

21Auch die Willenserklärung eines volljährigen Geschäftsunfähigen ist gemäß § 105
grundsätzlich nichtig. Gemäß § 105 a gilt aber ein von ihm geschlossener Vertrag
ausnahmsweise als wirksam, 

n wenn ein Geschäft des täglichen Lebens (etwa Lebensmittelerwerb) vorliegt,

n welches ausgehend vom durchschnittlichen Preis- und Einkommensniveau21

mit geringwertigen Mitteln bewirkt werden kann,

n soweit Leistung und Gegenleistung tatsächlich bereits bewirkt wurden und 

n keine erhebliche Gefahr für Person oder Vermögen des Erklärenden besteht.

22Wie die Rechtsfolge („gilt ... als wirksam“) zu verstehen ist, ist sehr umstritten.22 

n Dem Wortlaut kommt es am nächsten, Verpflichtung und Verfügung ab Leis-
tungsbewirkung als wirksam ex nunc anzusehen. Beide Vertragsparteien hätten
dann wechselseitig sämtliche vertragliche Primäransprüche. Ob ihnen auch sons-
tige Rechte (Gestaltungsrechte, Ansprüche auf Gewährleistung und Schadenser-
satz) zustehen, hängt davon ab, für wie maßgeblich man den weiteren Wortlaut „in
Ansehung von Leistung und ... Gegenleistung“ hält.

n Eine vertragliche Schadensersatzpflicht des Geschäftsunfähigen könnte aber (trotz
seines Schutzes über §§ 276 Abs. 1 S. 2, 827) dem Schutzzweck der §§ 104 ff. BGB zu-
widerlaufen. Diesem würde am ehesten eine nur halbseitige („hinkende“) Wirk-
samkeit der Verpflichtungen und Verfügungen zugunsten des Minderjährigen
gerecht. Das würde allerdings den Geschäftsunfähigen in einem sehr hohen Maße
bevorteilen. Zudem sehen die §§ 104 ff. nirgends sonst eine solche einseitige Folge
vor – insbesondere nach §§ 107, 108 BGB (näher D.) sind Verpflichtungen entweder
gar nicht oder sowohl zu Gunsten als auch zu Lasten des Schutzwürdigen wirksam.

n Daher könnten die Verfügungen wirksam und Verpflichtungen unwirksam, aber
gleichwohl eine bereicherungsrechtliche Rückabwicklung der Verfügungen
ausgeschlossen sein, nach dem Vorbild der §§ 656 Abs. 1, 762 Abs. 1. Das erscheint
auch interessengerecht: Jede Partei behält die Leistungen, die an sie bewirkt wur-
den. Weitere vertragliche Ansprüche und Rechte bestehen nicht und Schadenser-
satzansprüche nur nach Maßgabe der §§ 823 ff. (i.V.m. § 827). Diese Lesart entspricht
auch dem Willen des Gesetzgebers, lässt sich aber am wenigsten mit dem Wortlaut
der Norm als Ausgangspunkt der Auslegung vereinbaren.

20 BAG NJW 2011, 872. 
21 BR-Drs. 107/02, S. 16.
22 Vgl. zum Folgenden jeweils m.w.N. Grüneberg/Ellenberger § 105 a Rn. 6 sowie MünchKomm/Spickhoff § 105 a Rn. 21 ff.

(1. Ansicht), Casper NJW 2002, 3425 (2. Ansicht) und Staudinger/Klumpp, Updatestand 01.01.2023, § 105a Rn. 40 ff. unter
Verweis auf BT-Drs. 14/9266, S. 43 (3. Ansicht).
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C. Nichtigkeit der Willenserklärung nach § 105 Abs. 2

23 Nach § 105 Abs. 2 ist auch eine Willenserklärung nichtig, die im Zustand der Bewusst-
losigkeit oder vorübergehender Störung der Geistestätigkeit (Rausch, Fieberwahn)
abgegeben wird. Diese vorübergehenden Zustände schließen die von der dauerhaften
Verfassung abhängige Geschäftsfähigkeit nicht aus, es greift aber dieselbe Rechtsfolge.

Die Nichtigkeit tritt nur ein, wenn die Störung ein solches Ausmaß erreicht, dass die
freie Willensbestimmung ausgeschlossen ist. Das ist zwar in § 105 Abs. 2 nicht er-
wähnt, aber in der systematischen Gesamtschau mit § 104 Nr. 2 zu ergänzen.23

24 Hinsichtlich des Zugangs einer empfangsbedürftigen Willenserklärung bei einer sol-
chen Person gilt ausgehend von den üblichen Definitionen des Zugangs:24

n Eine Erklärung unter Anwesenden wird nicht wirksam, wenn der Empfänger nicht
in der Lage ist, sie zu verstehen und der Erklärende dies auch erkennt. 

n Eine Erklärung unter Abwesenden wird wirksam, sobald sie in den Machtbereich
des Empfängers gelangt und üblicherweise zur Kenntnis genommen wird. Mit ei-
nem in § 105 Abs. 2 benannten Zustand ist nämlich üblicherweise nicht zu rechnen.

D. Beschränkte Geschäftsfähigkeit, §§ 106 ff.

25 Beschränkt geschäftsfähig sind Minderjährige nach Vollendung des 7. Lebensjahres
(§§ 2, 106). Sie haben die mit Abstand größte Examensrelevanz.

Hinweis: Soweit in den §§ 107 bis 113 und im Folgenden vom „Minderjährigen“ die Rede
ist, sind nur Minderjährige ab 7 Jahren gemeint, vgl. § 106.

23 Grüneberg/Ellenberger § 105 Rn. 3.
24 Erman/Arnold § 131 Rn. 11; s. zu den Definitionen AS-Skript BGB AT 1 (2021), Rn. 123 ff.

Willenserklärung eines beschränkt geschäftsfähigen Minderjährigen

n Willenserklärung nur sofort wirksam, soweit:

n Teilgeschäftsfähigkeit (§§ 112, 113), 

n vorteilhaft oder neutral (§ 107; Zugang: § 131 Abs. 2 S. 2 Var. 1) oder

n rechtlich nachteilig, aber Einwilligung (vorheriger Zustimmung) des gesetzli-
chen Vertreters (§§ 107, 182, 183), welche insbesondere vorliegt bei ...

n ... Bewirkung der Leistung mit eigenen Mitteln (§ 110, „Taschengeldparagraph“)

n Anderenfalls sind 

n einseitige Rechtsgeschäfte endgültig unwirksam (§ 111) und ihre Zugänge
schwebend unwirksam (§ 131 Abs. 2 S. 2 Var. 1) sowie

n Verträge hingegen nur schwebend unwirksam. Ihre Genehmigung (nachträg-
liche Zustimmung) führt zur Wirksamkeit ex tunc (§§ 108, 182, 184) und ihr
Widerruf zur endgültigen Unwirksamkeit (§ 109). 



Zusammenfassende Übersicht 1. Abschnitt
Fehlende Geschäftsfähigkeit

Gesetzliche Vertretung, Beschränkung und Ausschluss

n Gesetzliche Vertreter: 

n Dauerhaft geisteskranke Volljährige: Betreuer (§ 1814) 

n Minderjährige: Eltern gemeinschaftlich (§§ 1626 Abs. 1 S. 1, 1629 Abs. 1 S. 1 
u. 2 Hs. 1, Untervertretung zulässig) oder Vormund (§ 1789 Abs. 2 S. 1)

n Beschränkung der Vertretungsmacht (§§ 1643, 1850 ff.)

n Betroffene Geschäfte (§ 1643 verweist nur partiell!): 
hohes Risiko, insbesondere bei Grundstücken 

n Ergänzende Zustimmung des Familiengerichts (§§ 1855 ff., 1644 Abs. 3)

– einseitige Geschäfte grundsätzlich ohne vorherige Zustimmung nichtig 
(§ 1858)

– Verträge schwebend unwirksam (§§ 1855–1857): Genehmigung gegen-
über gesetzlichem Vertreter. Dieser entscheidet über Weiterleitung an Ver-
tragspartner; ab hier Ablauf ähnlich wie in §§ 108, 109

n Ausschluss von der Vertretung (§§ 1629 Abs. 2 S. 1, 1824) 

n Betroffene Geschäfte: bei Interessenkonflikt des Vertreters

n Stattdessen Ergänzungspfleger (§ 1809)

–  § 1824 Abs. 1: Geschäfte unter Verwandten und über gesicherte Forderun-
gen des Vertretenen gegen den gesetzlichen Vertreter nebst Rechtsstreiten; 
Ausschluss nach Nr. 1 auch dann, wenn nachteilhaftes Geschäft

– § 1824 Abs. 2: § 181 gilt, mitsamt seiner ungeschriebenen Einschränkun-
gen und Erweiterungen (insbesondere: Ausschluss bei nachteilhaftem Ge-
schäft), allerdings ist nach h.M. eine Gestattung nicht möglich.
29
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Beschränkte Geschäftsfähigkeit

Lediglich rechtlich vorteilhaft i.S.d. § 107

Rechtsgeschäfte des beschränkt Geschäftsfähigen

Wirksame Geschäfte
 Rechtlich vorteilhafte oder 

neutrale Geschäfte, § 107
 Verträge

– „Taschengeldparagraph“, § 110
– Erwerbsgeschäft, § 112
– Dienst- oder Arbeits verhältnis,

§ 113
– mit Einwilligung, § 107

Schwebend unwirksame
Verträge

Geschäfte, die nicht von vorne he -
rein unwirksam oder wirksam sind

 Genehmigung gegenüber
Vertragspartner?

Unwirksame Geschäfte
Einseitige, rechtlich nachteil hafte
Rechtsgeschäfte: § 111
 ohne Einwilligung
 mit Einwilligung, aber ohne ihren

Nachweis und ohne  sonstige
Kenntnis des Adressaten von ihr

 wenn Vertragspartner un wissend
oder

 wenn Vertragspartner Minder -
jährig keit kannte, aber an be -
hauptete Einwilligung glaubte

wenn Vertragspartner Minder -
jährig keit und fehlende Ein willi -
gung kannte

Nein: Dann Geschäft endgültig
unwirksam

 Genehmigung gegenüber  Min -
der  jährigem? 

 Nach Aufforderung kann un  ab -
hän gig von einer evtl. dem
Min der jährigen er teilten Ge -
neh mi gung gegen über dem
Ver trags partner …

 Widerruf des Vertrags part ners,
bis ihm die Genehmi gung
zugeht? (Wiederaufleben des
Widerrufs rechts im Fall der
Aufforderung)

Ja: Dann Geschäft endgültig 
wirksam

Für den Zugang von Erklärungen, deren Adressat nicht voll geschäftsfähig ist, gilt § 131.

Ja: Geschäft wirksam, es sei denn,
Vertragspartner fordert zur
 Erklärung über die
Genehmigung auf

… die Genehmigung erteilt 
werden … zwei Wochen lang

keine Erklä rung ab -
gegeben werden.

… die Genehmigung 
versagt werden.

Nein: Geschäft unwirksam, es sei
denn, Vertragspartner fordert
zur Erklärung über die Ge neh mi -
gung auf

Beachte: Bei Volljährigkeit tritt
Minder jäh ri ger an die Stelle seines
gesetz l. Vertreters, d.h. er kann
selbst ge neh migen, § 108 Abs. 3

Durch Vornahme entstehen keine unmittelbaren Rechts nach teile und keine wirtschaftliche Gefähr dung. Auch
rechtlich neutrale Geschäfte sind „rechtlich vorteilhaft“; dazu zählt auch die Übereignung einer fremden Sache,
die nach h.M. bei Gutgläubigkeit bzgl. des Eigentums auch im Übrigen wirksam ist.

Verpflichtungsvertrag

(+)
 Schenkung: wenn keine Verpflichtung enthalten

(Rück  über tragungsverpflichtung).

(–)
 Einigungsinhalt begründet Verpflichtung 

(Bsp.: § 433, § 611, § 631)
 kraft Gesetz Verpflichtung (Bsp.: § 670, § 693, § 607)

Verfügungsvertrag

(+)
 Verfügung zugunsten des Minderjährigen (Über tra -

gung, Belastung, Aufhebung, Inhalts ände rung eines
Rechts)

 Erwerb: regelmäßig vorteilhaft

(–)
 Verfügung zulasten des Minderjährigen
 persönliche Verpflichtung (Bsp.: Reallast, § 1108;

Vermietung, §§ 535 Abs. 1 S. 2, 566, 578;
Wohnungseigen tum, §§ 10 Abs. 8, 16 Abs. 2 WEG)

Beachte: Bei wirksamer Verpflichtung und unwirksamer Verfügung (Bsp.: Schenkung eines belaste ten Grund -
 stücks) keine Ge samt betrachtung, aber teleologische Reduktion des § 181 (i.V.m. §§ 1629 Abs. 2, 1795).



Teilnichtigkeit, Umdeutung und Bestätigung 5. Abschnitt
5. Abschnitt: Teilnichtigkeit, Umdeutung und Bestätigung

A. Teilnichtigkeit, § 139

393Alle Nichtigkeitsgründe können nur den Teil eines Rechtsgeschäfts erfassen. Nach § 139
tritt trotzdem Gesamtnichtigkeit ein, wenn nicht ausnahmsweise anzunehmen ist,
dass auch das kupierte Rechtsgeschäft vorgenommen worden wäre.

Eine ähnliche Regelung enthält § 2085. Eine gegenteilige Regelung enthält § 306 Abs. 1 (s. Rn. 488). 

§ 139 hat die folgenden vier Voraussetzungen:

I. Nichtigkeit eines Teils

394Ein oder mehrere Nichtigkeitsgründe betreffen (nur) einen Teil des Rechtsgeschäfts.

II. Teilbarkeit des Rechtsgeschäfts im juristischen Sinn

395Das Geschäft muss juristisch teilbar sein. Der wirksame Teil muss von vornherein ohne
den nichtigen Teil verabredbar gewesen sein. Nichtig sein können beispielsweise451

n einzelne Regelungen,

Beispiele: Haftungsausschlüsse nach § 444, Gerichtsstandsvereinbarungen (§§ 38 u. 40 ZPO)

n einzelne Regelungskomplexe zusammengesetzter Verträge, 

Beispiel: Mündlicher Verkauf eines Grundstücks nebst Pkw

n die Beteiligung einer von mehreren Personen, 

Beispiel: Ein 20-jähriger und ein 17-jähriger buchen ohne Einwilligung ihrer Eltern eine Reise.

n einzelne Teilleistungen oder Vertragszeiträume.

Beispiel:452 V und M vereinbaren eine Staffelmiete (vgl. § 557 a), die ab dem elften Jahr nichtig ist.

III. Einheitliches Rechtsgeschäft

396Es muss ein einheitliches Rechtsgeschäft vorliegen. Die Parteien müssen bei Vornahme
des Rechtsgeschäfts einen Einheitlichkeitswillen gehabt haben, d.h. dass die beiden
Bestandteile des Geschäfts – obgleich juristisch teilbar – miteinander „stehen und fal-
len“ sollen. Indizien sind ein wirtschaftlicher Zusammenhang der Geschäfte und die
Frage, ob die Geschäfte gemeinsam oder getrennt schriftlich fixiert wurden.453 

Beispiel:454 Ein Darlehensvertrag und die in ihm enthaltene Anweisung i.S.d. §§ 812 ff. an die Kredit-
geberin, die Darlehensvaluta an einen Dritten auszuzahlen, bilden in der Regel eine Einheit.

Nach h.M. können sogar das Verpflichtungsgeschäft und das Verfügungsgeschäft
eine Einheit bilden. Dafür genügt allerdings nicht der immer bestehende wirtschaftliche

451 Vgl. auch Grüneberg/Ellenberger § 139 Rn. 10 ff.
452 Nach BGH NJW 2012, 1502. 
453 Vgl. Grüneberg/Ellenberger § 139 Rn. 5 ff.; Staudinger/Roth, Updatestand 30.04.2022, § 139 Rn. 37.
454 Nach OLG Stuttgart, RÜ 2021, 556; näher zu den sog. „Anweisungsfällen“ AS-Skript Schuldrecht BT 3 (2021) Rn. 232 ff.
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Zusammenhang, denn dann würde das Trennungs- und Abstraktionsprinzip nie grei-
fen. Ein entsprechender Parteiwille muss sich aus weiteren Umständen ergeben.

Die Gegenansicht lehnt eine solche Verknüpfung über § 139 ab und verweist auf die Möglichkeit, die
Abhängigkeit der beiden Geschäfte über Bedingungen nach § 158 herzustellen.455

IV. Kein entgegenstehender hypothetischer Wille

397 Die Gesamtnichtigkeit tritt nicht ein, wenn der einseitig Erklärende bzw. die Vertrags-
parteien das Geschäft auch ohne den nichtigen Teil vorgenommen hätte(n). Maß-
geblich ist der hypothetische Wille im Zeitpunkt des Vertragsschlusses.

Hinweis: Dieser ist auch bei der ergänzenden Vertragsauslegung das Maß der Dinge.456

398 Wurde das Geschäft bereits abgewickelt, so zeigt dies, dass es ungeachtet der Teil-
nichtigkeit jedenfalls im Nachhinein gelten soll. Selbst wenn bei Abgabe der Erklä-
rung(en) dieser (hypothetische) Wille noch nicht bestand, ist es den Beteiligten jeden-
falls nach § 242 verwehrt, sich auf eine Gesamtnichtigkeit zu berufen.457

399 Die Darlegungs- und Beweislast für diesen Willen trägt grundsätzlich der, der das Ge-
schäft teilweise aufrechterhalten will, denn § 139 ordnet grundsätzlich die Gesamtnich-
tigkeit an („wenn nicht“). Eine salvatorische Erhaltungsklausel458 kehrt die Darle-
gungs- und Beweislast um, sodass der, der das Geschäft nicht gelten lassen will, bewei-
sen muss, dass die Gesamtnichtigkeit dem hypothetischen Willen entspricht.459

Beispiel für eine salvatorische Erhaltungsklausel: Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrags
unwirksam oder undurchführbar sein oder werden, so bleibt die Wirksamkeit des übrigen Vertrags hier-
von unberührt.

Klausurhinweis: Wie immer gilt bei Fragen der Darlegungs- und Beweislast im 1. Exa-
men, dass Sie zunächst schauen müssen, ob der Sachverhalt ausdrücklich oder nach den
Umständen („lebensnahe Auslegung“) die in Rede stehende Tatsache (hier: den hypotheti-
schen Willen als subjektive Tatsache) bejaht oder verneint. Oft sind Sachverhalte im 1. Exa-
men vollständig und es liegen alle Tatsachen klar vor bzw. nicht vor. Nur wenn der Sach-
verhalt ausnahmsweise unvollständig ist, unterstellen Sie diejenige Tatsachenvariante,
die für den Darlegungs- und Beweisbelasteten ungünstig ist.

400 Oft wird zudem eine salvatorische Ergänzungsklausel vereinbart. Diese regelt, dass
anstatt des nichtigen Teils nicht die dispositiven gesetzlichen Bestimmungen, sondern
etwas anderes gelten soll. Diese Klauseln sind in der Regel zulässig, es sei denn, sie um-
gehen zwingendes Recht oder sie ändern den Vertrag (insbesondere das Synallagma)
grundlegend. Soweit sie den hypothetischen Willen als maßgeblich erklären, verweisen
sie letztlich deklaratorisch auf eine ergänzende Vertragsauslegung.

Beispiel für eine salvatorische Ergänzungsklausel: Anstelle einer unwirksamen oder undurchführ-
baren Bestimmung tritt diejenige wirksame und durchführbare Bestimmung, deren Wirkung den wirt-

455 Vgl. zu beiden Ansichten AS-Skript BGB AT 1 (2021), Rn. 27 ff.
456 S. zur ergänzenden Vertragsauslegung AS-Skript BGB AT 1 (2021), Rn. 291 ff.
457 Wolf/Neuner § 56 Rn. 29.
458 Vgl. zum Folgenden insgesamt Staudinger/Roth, Updatestand 30.04.2022, § 139 Rn. 22 f.
459 BGH NJW 2010, 1660, Rn. 8.
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